
 

 

R-2672 
Stadt Rutesheim 
Bebauungsplan „Schertlenswald – Süd (IX)“ 
 
Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit i.S. des § 3 Abs. 2 BauGB sowie der TÖB i.S. des § 4 Abs. 2 BauGB  
 
Beteiligung der Öffentlichkeit zum Entwurf:      21.07.2023 – 08.09.2023 
Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange zum Entwurf:  21.07.2023 – 08.09.2023 
 

04.03.2024 
Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange:  
 

Nr. Behörde Datum Inhalt der Stellungnahmen Behandlung der Anregung 

1.  Regierungspräsidium 
Stuttgart 
Abteilung Wirtschaft und 
Infrastruktur 

15.08.2023 Raumordnung 
Aus raumordnerischer Sicht werden zum derzeitigen Pla-
nungsstand weiterhin keine Bedenken gegen die Planung 
geäußert. 

 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Allgemein weisen wir auf Folgendes hin: 
Neben § 1 Abs. 3, Abs. 5 und § 1a Abs. 2 BauGB ist aus 
raumordnerischer Sicht insbesondere auf § 1 Abs. 4 
BauGB bzw. § 4 Abs. 1 ROG hinzuweisen. Danach sind 
bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, wie 
in der Regel Bauleitplänen, die Ziele der Raumordnung 
zu beachten und die Grundsätze der Raumordnung im 
Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. 

 
 
 
 
 
 
 
Wurde beachtet.  

   Insoweit ist Augenmerk auf den seit Ende 2021 gültigen 
Bundesraumordnungsplan Hochwasser, den Landesent-
wicklungsplan 2002 und den Regionalplan zu legen. 

 
 
Kenntnisnahme.  

   Insbesondere im Hinblick auf die erstgenannte Rechts-
verordnung weisen wir auf die erheblichen Prüfpflichten 
(Ziel der Raumordnung) – insbesondere Starkregenereig-
nisse betreffend – und die dort genannten Grundsätze, 
die bei der Abwägung zu berücksichtigen sind, hin. 

Im Zuge des Neubaus des Hochwasserrückhaltebeckens 
Eisengriffgraben im Jahr 2011 wurde auch ein Szenario 
HQ 100 geprüft und in Plänen festgehalten. Im Jahr 2022 
beauftragte die Stadt Rutesheim das Ing.Büro Winkler und 
Partner, Stuttgart, mit der Erarbeitung eines Starkregenrisi-
komanagements. Das RP Stuttgart erteilte einen Zuwen-
dungsbescheid für eine Förderung dieser Untersuchung. 
Mit einer Fertigstellung ist bis 30.04.2024 zu rechnen. 

   Darüber hinaus sind die in den Regionalplänen festgeleg-
ten Ziele zur Bruttowohndichte umzusetzen. 

Bei dem Bebauungsplan handelt es sich um ein Gewerbe-
gebiet.  

K M B 
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   Anmerkung 
Abteilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege – meldet 
Fehlanzeige. 

 
 
Kenntnisnahme.  

   Hinweis:  
Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um 
Beachtung des Erlasses zur Koordination in Bauleitplan-
verfahren vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem Form-
blatt (abrufbar unter https://rp.baden-wuerttem-
berg.de/themen/bauen/bauleitplanung/). 

 
 
 
 
 
Wurde beachtet.  

   Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß 
§ 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem Regierungspräsidium 
nach Inkrafttreten des Planes eine Fertigung der Planun-
terlagen in digitalisierter Form an das Postfach Koordina-
tionBauleitplanung@rps.bwl.de zu senden. Die Stadt-
kreise und großen Kreisstädte werden gebeten, auch den 
Bekanntmachungsnachweis digital vorzulegen. 

 
 
 
 
 
 
Wird beachtet.  

   Wir bitten darum, am weiteren Verfahren beteiligt zu wer-
den. 

 
Wird beachtet.  

2.  Regierungspräsidium 
Freiburg 
Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau 

09.08.2023 Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellung-
nahme mit dem Aktenzeichen 2511//21-08587 vom 
02.09.2021 sowie Hinwies Ziffer C.3 des Textteils zum 
Bebauungs-plan (Stand: 16.06.2023) sind von unserer 
Seite zum offengelegten Planvorhaben keine weiteren 
Hinweise oder Anregungen vorzubringen. 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

 Stellungnahme aus der 
frühzeitigen Beteiligung 

02.09.2021 Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowis-
senschaftliche und bergbehördliche Belange äußert sich 
das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf 
der Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen und sei-
ner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 

 

   1 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen, die im Regelfall nicht überwunden werden 
können 
Keine 

 
 
 
Kenntnisnahme.  

   2 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
die den Plan berühren können, mit Angabe des Sach-
standes 
Keine 

 
 
 
Kenntnisnahme. 
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   3 Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
Geotechnik 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren 
als Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prü-
fung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus 
erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologi-
sches Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten oder ge-
otechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros. 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, 
empfiehlt das LGRB andernfalls die Übernahme der fol-
genden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan: 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am 
LGRB vorhandenen Geodaten im Ausstrichbereich von 
Gesteinen der Grabfeld-Formation (Gipskeuper) sowie 
untergeordnet der Erfurt-Formation (Lettenkeuper). 
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei 
Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des 
tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu 
rechnen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 

   Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte 
Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. 
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächen-
wässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, 
wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen 
und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden 
hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. We-
gen der Gefahr einer Verschlechterung der Baugrundei-
genschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im Un-
tergrund sollte von der Errichtung technischer Versicke-
rungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mul-
den-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Abstand genom-
men werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis wurde übernommen. 

   Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weite-
ren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen 
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
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Tragfähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwas-
ser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungs-
bedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten 
Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersuchun-
gen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein pri-
vates Ingenieurbüro empfohlen. 

   Boden 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hin-
weise, Anregungen oder Bedenken vorzutragen. 
Mineralische Rohstoffe 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer 
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzu-
bringen. 

 
Kenntnisnahme.  
 
 
Kenntnisnahme.  

   Grundwasser 
Das Plangebiet liegt außerhalb von bestehenden und ge-
planten Wasserschutzgebieten, aber innerhalb der Au-
ßenzone des Heilquellenschutzgebietes für die staatlich 
anerkannten Heilquellen in Stuttgart-Bad Cannstatt und 
Stuttgart-Berg (Rechtsverordnung des Regierungspräsidi-
ums Stuttgart vom 11.06.2002). 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeo-
logischer Themen durch das LGRB statt. 
Die lokal in Restmächtigkeit anstehende Grabfeld-Forma-
tion kann sulfathaltiges / betonangreifendes Wasser füh-
ren. Es wird daher empfohlen, sulfatbeständige Baustoffe 
einzusetzen. 

 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis wurde ergänzt.  

   Bergbau 
Bergbehördliche Belange werden von der Aufstellung des 
Bebauungsplanes und Änderung des Flächennutzungs-
planes nicht berührt. 
Geotopschutz 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissen-
schaftlichen Naturschutzes nicht tangiert. 

 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können 
dem bestehenden Geologischen Kartenwerk, eine Über-
sicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der 
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Homepage des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnom-
men werden. 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, 
welches im Internet unter der Adresse http://lgrb-
bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Map-
server Geotop-Kataster) abgerufen werden kann. 

Kenntnisnahme.  
 
 
 
Kenntnisnahme.  
 

3.  Verband Region Stutt-
gart 

09.08.2023 Vielen Dank für die erneute Beteiligung am oben genann-
ten Verfahren. Hierzu gilt weiterhin unsere Stellung-
nahme vom 16. September 2021: 

 
 
Kenntnisnahme.  

   Der Planung stehen regionalplanerische Ziele nicht ent-
gegen. 

 
Kenntnisnahme.  

   Wir bitten Sie, uns nach Inkrafttreten des Bebauungs-
plans ein Exemplar der Planunterlagen, möglichst in digi-
taler Form (an: planung@region-stuttgart.org), zu über-
lassen. 

 
 
 
Wird beachtet.  

 Stellungnahme aus der 
frühzeitigen Beteiligung 

16.09.2021 Vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Be-
bauungsplanverfahren. 
Der Planungsausschuss des Verbandes Region Stuttgart 
hat in seiner letzten Sitzung am 15.09.2021 folgende 
Stellungnahme zu oben genanntem Bebauungsplanent-
wurf beschlossen: 
Dem Bebauungsplanentwurf sowie der 3. Änderung 
des Flächennutzungsplans stehen Ziele der Regional-
planung nicht entgegen. 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Dem Beschluss ging folgender Sachvortrag voraus: 
Die Stadt Rutesheim plant die Erweiterung des bestehen-
den Gewerbegebiets am östlichen Ortsrand. Das Plange-
biet soll zur Erweiterung eines ansässigen Betriebes die-
nen. Einzelhandel wird im gesamten Geltungsbereich 
ausgeschlossen und nur im Rahmen des Handwerkerpri-
vilegs ausnahmsweise zugelassen. 
Der rechtskräftige Flächennutzungsplan stellt die betref-
fenden Flächen als landwirtschaftliche Fläche dar und 
wird im Parallelverfahren geändert. 
Den Planungen stehen keine regionalplanerischen Ziele 
entgegen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

http://www.lgrb-bw.de/
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope/
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope/
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   Es wird darauf hingewiesen, dass die Raumnutzungs-
karte des Regionalplans für den Bereich der FNP-Ände-
rung eine landwirtschaftliche Fläche der Flurbilanzstufe II 
nachrichtlich darstellt. 
Gemäß Klimaatlas der Region Stuttgart befindet sich der 
Planbereich in einer Kaltluftproduktionsfläche sowie in ei-
nem Freilandklimatop. 
Weitere umweltbezogene Informationen können mit dem 
Klimaatlas und dem Biotopinformations- und Manage-
mentsystem der Region Stuttgart zur Verfügung gestellt 
werden. 
Die Ihnen zur Verfügung gestellte vorläufige Stellung-
nahme wurde damit unverändert beschlossen. 
Für die Gewährung der Fristverlängerung danken wir 
Ihnen. 
Um weitere Beteiligung am Verfahren wird gebeten. 

 
 
 
 
 
 
 
Die Umweltbelange wurden im weiteren Verfahren inner-
halb der Grünordnungsplanung und im Umweltbericht be-
handelt. 
 
 
 
 
 
Wird beachtet.  

4.  Landratsamt Böblingen 30.08.2023 Für die Beteiligung an dem o. g. Bebauungsplanverfah-
ren bedanken wir uns. Zu dem Planentwurf in der Fas-
sung vom 16.06.2023 nehmen wir wie folgt Stellung: 

 

   Immissionsschutz (Frau Gäbler, Tel.: 07031/663-1807)  
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Schertlens-
wald - Süd (IX)“ sollen die Voraussetzungen für die Um-
setzung einer notwendigen Betriebserweiterung eines be-
stehenden Betriebes geschaffen werden. Die geplante 
Gewerbefläche befindet sich in östlicher Ortsrandlage. 

 

   Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens war nun zu 
prüfen, ob die mit dem Bebauungsplan zulässigen Nut-
zungen und ausgehenden Emissionen zu Konflikten mit 
der Nachbarschaft führen können. 

 

   Eine Schalltechnische Untersuchung und die Ge-
ruchsimmissionsprognose ergaben, dass prinzipiell keine 
Bedenken gegen die Umsetzung des Bebauungsplanes 
bestehen. 

 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Es wird begrüßt, dass im jeweiligen Baugenehmigungs-
verfahren der konkrete Nachweis durch einen Sachver-
ständigen gefordert wird, dass die Anforderungen der TA 
Lärm erfüllt werden bzw. dass keine Immissionen 
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herbeigeführt werden, die nach Art, Ausmaß oder Dauer 
geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder er-
hebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die 
Nachbarschaft hervorzurufen. 

 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Weitere Anregungen bestehen aus Sicht der Gewerbe-
aufsicht / Immissionsschutz nicht. 

 
Kenntnisnahme.  

   Naturschutz (Frau Bernhardt, Tel.: 07031/663-2815)  
Die UNB und die Naturschutzbeauftragte können zum 
Entwurf des Bebauungsplanes „Schertlenswald-Süd (IX)“ 
keine abschließende Stellungnahme abgeben, da noch 
wichtige Unterlagen zur Bewertung fehlen. 

 

   Für die Umwandlung des geschützten Streuobstbestands 
ist ein Antrag nach § 33a NatSchG zu stellen. Die ge-
nauen Inhalte wurden der Gemeinde per E-Mail übermit-
telt. 

 
 
Ein Genehmigungsantrag liegt bereits bei der unteren Na-
turschutzbehörde.  

   Wir weisen hier insbesondere nochmals darauf hin, dass 
ein essentieller Bestandteil des Antrags die Alternativen-
prüfung ist. Hier sollte auch darauf eingegangen werden, 
warum die angrenzend bestehenden großen Parkplätze 
nicht in mehrstöckige Parkdecks umgewandelt werden 
können um Fläche einzusparen. Auch im Bebauungs-
plan-Entwurf sind die vorgesehenen Parkflächen darzu-
stellen. 

Im möglichen finalen Zielbild der Standortentwicklung, wird 
das heutige mögliche Mitarbeiterparken aus dem inneren 
Bereich auf die äußere Parkplatzflächen verlagert und um 
weitere Stellplatzbedarfe in die Höhe ergänzt. Durch die in-
neren Flächen am Standort sowie dem Flächenzuwachs 
vom Bebauungsplan „Schertlenswald - Süd (IX)“ ergibt 
sich eine maximal nutzbare Fläche für zukünftige Entwick-
lung des Standorts. 
Oberirdische Garagen und überdachte Stellplätze sind nur 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
Nicht überdachte Stellplätze (LKW, PKW und Fahrrad) 
sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Fläche zu-
lässig. Die genaue Lage von Stellplätzen ist derzeit noch 
nicht bekannt.  

   Zudem verweisen wir auf die Vollzugshilfe zur Anwen-
dung des § 33a NatSchG des UM vom 03.03.2021. Hier 
steht, dass der Ausgleich vorrangig durch eine Neupflan-
zung zu erfolgen hat. Sollte dies nicht möglich sein, 
kommt eine Revitalisierung (Sanierung bzw. Wiederher-
stellung) vorhandener defizitärer Streuobstbestände in 
Betracht. 

 
 
 
 
 
Wie im Umweltbericht beschreiben wurde dies bereits ge-
prüft.  
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   Erst wenn dies auch nicht möglich ist, ist eine Ersatzmaß-
nahme, auch hier insbesondere die Revitalisierung (Sa-
nierung bzw. Wiederherstellung) vorhandener defizitärer 
Streuobstbestände, möglich.  

 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Für die Überplanung der FFH-Mähwiesen ist ein Antrag 
auf Ausnahme zu stellen, da diese nach § 30 BNatSchG 
geschützte Biotope darstellen. In diesem ist der Aus-
gleich darzulegen. 

 
 
Kenntnisnahme. Ein Genehmigungsantrag liegt bereits bei 
der unteren Naturschutzbehörde. 

   Wir halten diesbezüglich einen Besprechungstermin mit 
der Stadt Rutesheim für sinnvoll. 

 
Kenntnisnahme.  

   Landwirtschaft (Frau Walter, Tel.: 07031/663-2363)  
Prinzipiell bestehen von Seiten der Unteren Landwirt-
schaftsbehörde Bedenken gegen die Inanspruchnahme 
landwirtschaftlicher Flächen. 

 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Das Plangebiet umfasst einen Flächenumfang von 1,3 ha 
Streuobstwiesen, welche bis zum Jahr 2021 landwirt-
schaftlich von einem Betrieb bewirtschaftet wurden. Eine 
Existenzgefährdung des Betriebes liegt nicht vor. 

 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Im Umweltbericht wurde erwähnt, dass ein Flächenent-
zug stattfindet. Des Weiteren wurde unter dem Schutzgut 
Mensch dargestellt, dass der wirtschaftliche Nutzen des 
landwirtschaftlichen Grünlands von geringer Bedeutung 
ist. Dennoch sind die landwirtschaftlichen Belange nicht 
ausreichend dargestellt. 

 

   Für eine ausreichende Darstellung der landwirtschaftli-
chen Betroffenheit ist im Umweltbericht unter dem 
Schutzgut Fläche die Wertigkeit der Flächen anhand der 
Digitalen Flurbilanz zu beschreiben. Nur so kann eine 
ordnungsgemäße Abwägung der öffentlichen Belange 
stattfinden. 

 
 
 
Die Bewertung des Schutzgut Fläche anhand der Flurbi-
lanz wurde im Umweltbericht ergänzt.  

   Unter Punkt 5.6.3 im Umweltbericht wird erläutert, dass 
durch den mittleren Nutzen der Streuobstwiese keine Be-
einträchtigung der landwirtschaftlichen Produktion vor-
liegt. Durch den Bebauungsplan werden 1,3 ha landwirt-
schaftliche Fläche der Produktion entzogen. Dies stellt 
selbstverständlich eine Beeinträchtigung der 

Die Flächen wurden nur extensiv als Streuobstwiesen be-
wirtschaftet. Desweitern befinden sich die Bäume teilweise 
in Pflegerückstand. Darüber hinaus fand auf der Fläche 
lange keine Nachverdichtung des lückigen Baumbestands 
statt. Eine Existenzgefährdung des landwirtschaftlichen 
Betriebs liegt nicht vor. Demnach kann von keinen 
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landwirtschaftlichen Belange dar. Unseres Erachtens ist 
dies keine korrekte Darstellung. 

erheblichen Beeinträchtigungen durch den Verlust der 
landwirtschaftlichen Flächen ausgegangen werden.  

   Um den Kompensationsbedarf auszugleichen wurden 
zum größten Teil bei der Flächenagentur Maßnahmen er-
worben. Ein Teil findet planintern statt. Es ist davon aus-
zugehen, dass die CEF-Maßnahme CEF 2 „Anlage von 
Heckenstrukturen“ planintern erfolgt. Genaue Pläne lie-
gen der ULB nicht vor. 

 
 
 
Die Hecken werden im Randbereich des Bebauungsplans 
umgesetzt. Landwirtschaftliche Flächen werden dafür nicht 
in Anspruch genommen.  

   Durch die vorhandene Biogasanlage in unmittelbarer 
Nähe des Plangebiets entstehen laut Ausführungen keine 
unzumutbaren Geruchsimmissionen. Das Gutachten liegt 
der ULB nicht vor. 

Kenntnisnahme.  
Die Gutachten konnten auf der Homepage der Stadt Ru-
tesheim heruntergeladen werden oder auf Anfrage zuge-
sendet werden.  

   Wasserwirtschaft (Herr Steinacker, Tel.: 07031/663-
1259)  
Abwasser- / Niederschlagswasserbeseitigung  
Der Unteren Wasserbehörde liegt bisher kein Entwässe-
rungskonzept vor. 

 
 
Das Entwässerungskonzept wird frühzeitig im Rahmen der 
weiteren Verfahrensschritte mit dem Landratsamt abge-
stimmt.  

   Der Regenwasserabfluss aus dem Gebiet ist gegenüber 
dem unbebauten Referenzzustand möglichst beizubehal-
ten bzw. nicht zu erhöhen. Abweichungen des Nieder-
schlagswasserhaushalts im bebauten Zustand zu den 
Referenzwerten der Wasserbilanz des unbebauten Zu-
stands sind im zu erarbeitenden Entwässerungskonzept 
darzustellen. 

 
 
 
 
 
 
Wird beachtet.  

   Die Festsetzungen zur Dachbegrünung sowie zu den 
durchlässigen Stellplätzen werden begrüßt. 

 
Kenntnisnahme.  

   Bodenschutz 
Keine weiteren Anregungen 

 
Kenntnisnahme. 

   Grundwasserschutz, oberirdische Gewässer 
Das Plangebiet liegt im Außenbereich des Heilquellen-
schutzgebietes der Stadt Stuttgart. Die geltende Rechts-
verordnung vom 11.06.2002 ist einzuhalten. Etwaige Ver-
unreinigungen des Schutzgutes Grundwasser müssen 
vermieden werden. 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, wird beachtet.  

   Da im Zuge der Baumaßnahmen (Aushub, Gründungen, 
Tiefgaragen,) eine Reduzierung der Deckschichten nicht 
ausgeschlossen werden kann, werden 
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vorhabenbezogene hydrogeologische Erkundungen erfor-
derlich. Dabei ist zu klären, wie unter wasserwirtschaftli-
chen Gesichtspunkten bei der weiteren Planung und der 
späteren Bebauung hinsichtlich der einzuhaltenden Deck-
schichtenmächtigkeit zu verfahren ist bzw. welche spezi-
ellen bautechnischen Maßnahmen bei Aushub und Grün-
dungen umzusetzen sind. 

 
 
 
 
 
Wird im weiteren Verfahren im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens beachtet.  

   Dauerhafte Grund- bzw. Schichtwasserableitungen sind 
nicht zulässig. Bauwerke bzw. Bauwerksteile sind unter 
einem - im Einzelfall festzulegenden - Bemessungswas-
serspiegel wasserdicht zu erstellen. 

 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Um Beteiligung im jeweiligen Baugenehmigungsverfah-
ren sowie Vorlage der Ergebnisse der hydrogeologischen 
Erkundungen wird gebeten. 

 
 
Kenntnisnahme, wird beachtet.  

   Alle Maßnahmen, die das Grundwasser tangieren, sind 
beim Landratsamt Böblingen anzuzeigen und bedürfen 
einer wasserrechtlichen Erlaubnis. 

 
 
Ein Hinweis dazu befindet sich bereits im Bebauungsplan.  

   Ebenso bedürfen das Versickern sowie das Einleiten von 
Niederschlagswasser in Oberflächengewässer/Wasser-
graben einer wasserrechtlichen Erlaubnis. 

 
 
Wird beachtet.  

   Straßenbau (Frau Erlenmaier, Tel.: 07031/663-1049)  
Von Seiten des Amtes für Straßenbau bestehen keine 
Bedenken gegen den Bebauungsplan, es wird auf die 
nachfolgend genannten Auflagen hingewiesen. 

 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Auflagen: 
Es darf keine direkte Zufahrt auf die Kreisstraße 1082 er-
folgen. Die Verkehrsanbindung hat ausschließlich über 
die Alois-Senefelder-Straße des Gewerbegebietes zu er-
folgen. 

 
 
 
Es ist keine direkte Anbindung an die Kreisstraße 1082 im 
Bebauungsplan möglich.  

   Die Anbauverbotszone auf Grundlage des Straßengesetz 
Baden-Württemberg § 22 Abs. 1 Satz 1b von 15 Metern 
ist einzuhalten. 

 
 
Die Anbauverbotszone wird eingehalten.  

   Im Bereich von 7,50 Metern dürfen keine Bäume oder an-
dere nicht umfahrbare Gegenstände aufgebaut oder ge-
pflanzt werden. 

 
 
Kenntnisnahme, die Abstände werden eingehalten.  

   Wenn Parkplätze in Richtung Kreisstraße angelegt wer-
den sollten ist ggfs. ein entsprechender Blendschutz 
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vorzusehen, um den Verkehr auf der Kreisstraße nicht zu 
blenden. 

Wird bei Bedarf im Rahmen der Baugenehmigung geprüft.  

   Durch die nahe Bebauung zur Kreisstraße sind ggfs. ge-
eignete Maßnahmen zum Lärmschutz wie Schallschutz-
fenster, Lärmschutzwand etc. notwendig, diese Maßnah-
men und Kosten sind vom Bauherrn/ Bauträger selbst zu 
tragen, zu veranlassen und ggfs. genehmigen zulassen. 

 
 
 
Gemäß Gutachten sind keine Schallschutzmaßnahmen 
notwendig.  

   Wenn Beleuchtungseinrichtungen vorgesehen sind, sind 
diese so auszurichten, dass der Verkehr auf der Kreis-
straße nicht geblendet wird. 

 
 
Wird im Rahmen der Baugenehmigung geprüft. 

   Spätestens im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens ist 
ein Verkehrsgutachten mit den prognostizierten zusätzli-
chen Verkehren und den Auswirkungen auf die Leis-
tungsfähigkeit der K 1082, insbesondere im Bereich der 
Knotenpunkte nachzuweisen. Bisher wurden lediglich die 
Knotenpunkte K1082/Alois-Senefelder-Straße und 
K1082/Leonberger Straße untersucht. 

 
 
 
 
 
 
Ein Hinweis wurde in den Bebauungsplan übernommen.   

   Kosten für ggfs. erforderliche Maßnahmen zur Aufrecht-
erhaltung der Leichtigkeit des Verkehrs trägt die Ge-
meinde Rutesheim. 

 
 
Kenntnisnahme.  

5.  Handwerkskammer Re-
gion Stuttgart 

24.07.2023 Zu diesem Bebauungsplan und den örtlichen Bauvor-
schriften haben wir keine Bedenken oder Einwendungen. 
Insbesondere ist die Festsetzung eines Gewerbegebiets 
(GI) und der Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben un-
ter gleichzeitiger Aufnahme des Handwerkerprivilegs aus-
drücklich zu begrüßen. Hierdurch steht die neu geschaf-
fene Gewerbefläche primär dem produzierenden bzw. 
verarbeitenden Gewerbe zur Verfügung, ohne dabei zu-
sätzliche Verkaufsflächen allgemein für unzulässig zu er-
klären. 

 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

6.  Stadt Renningen 24.07.2023 Die Stadt Renningen hat zu dem Entwurf des Bebau-
ungsplanes "Schertlenswald – Süd (IX)" keine Anregun-
gen oder Bedenken vorzubringen. 
Die Stadt Renningen hat keine Planungen eingeleitet und 
beabsichtigt keine Planungen oder sonstige Maßnahmen, 
die für die Entwicklung und Ordnung des Planungsgebie-
tes von Bedeutung sein könnten. 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
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7.  Stadt Heimsheim 21.07.2023 Vielen Dank für die Beteiligung am o.g. Verfahren. Die 
Belange der Stadt Heimsheim werden von der Planung 
nicht berührt. 

 
Kenntnisnahme.  

8.  Gemeinde Weissach 14.08.2023 Vielen Dank für die Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB 
am Bebauungsplanverfahren „Schertlenswald – Süd (IX)“ 
der Stadt Rutesheim. 
Belange der Gemeinde Weissach werden durch das Ver-
fahren nicht berührt. Daher werden zu dem vorgelegten 
Bebauungsplanentwurf keine Anregungen oder Beden-
ken vorgebracht. 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

9.  Bauernverband 
Nordschwarzwald-Gäu-
Enz e.V. 

10.08.2023 Bezugnehmend zur Auslegung des Bebauungsplanent-
wurfs „Schertlenswald-Süd (IX)“, möchten wir wie folgt 
Stellung dazu nehmen: 

 

   1) Der Geltungsbereich des Bebauungsplans berührt 
circa 1,3 ha landwirtschaftlich genutzte Fläche, die der 
Landwirtschaft dauerhaft entzogen werden soll. Aktuell 
wird die Fläche als Grünland bzw. Streuobstwiese ge-
nutzt. Somit dient der Aufwuchs als wertvoll Futtergrund-
lage für landwirtschaftliche Nutztiere, welche durch die 
Bebauung unwiederbringlich wegfällt. 

 
 
 
 
 
Die Fläche befindet sich bereits im Eigentum der Firma 
Porsche.  

   Generell ist die Landwirtschaft mit dem Problem konfron-
tiert, dass es zu wenige Flächen gibt, die landwirtschaft-
lich betrieben werden können. Die Stadt Rutesheim 
räumt hier ihrer Entwicklung gegenüber der Landwirt-
schaft den Vorrang ein. Dagegen sprechen wir uns aus. 
Es ist in unserem und auch im Sinne des Gesetzgebers 
(vgl. ASVG oder GrdStVG), dass landwirtschaftliche Flä-
chen auch weiterhin für die landwirtschaftliche Nutzung 
gesichert bleiben. 

 

   Immerwährend erreichen uns Anfragen unserer Mitglie-
der nach Flächen, die landwirtschaftlich betrieben werden 
können. Ohne ausreichende Flächen wird die Anzahl 
landwirtschaftlicher Betriebe weiter abnehmen. Das wie-
derum wird zur Folge haben, dass es weniger regionale 
Lebensmittel zur Verfügung stehen. In Anbetracht des 
Klimawandels ist Regionalität nicht nur vom Verbraucher 

Die Flächen wurden nur extensiv als Streuobstwiesen be-
wirtschaftet. Desweitern befinden sich die Bäume teilweise 
in Pflegerückstand. Darüber hinaus fand auf der Fläche 
lange keine Nachverdichtung des lückigen Baumbestands 
statt. Eine Existenzgefährdung des landwirtschaftlichen 
Betriebs liegt nicht vor. Demnach kann von keinen erhebli-
chen Beeinträchtigungen durch den Verlust der landwirt-
schaftlichen Flächen ausgegangen werden. 
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gewünscht, sondern auch unter dem Aspekt der Nachhal-
tigkeit absolut unterstützenswert. 

   2.) Im Dokument R-2672 „Behandlung der Stellungnah-
men aus der Beteiligung der Öffentlichkeit i.S. des § 3 
Abs. 1 BauGB sowie der TÖB i.S. 4 Abs. 1 BauGB“ ge-
hen Sie auf verschiedene Stellungnahmen ein. 

 

   Entgegen der bereits im September durch das Landrats-
amt Böblingen gestellten Forderung für Ausgleichmaß-
nahmen nicht auf wertvolles Ackerland zurückzugreifen, 
findet auch hier eine Entnahme landwirtschaftlicher Flä-
chen statt. 

 

   Es werden Ökopunkte zugekauft, welche 1,9 ha intensiv 
genutztes Ackerland in Grünland umwandeln. Hier wird 
die Landwirtschaft ebenfalls durch Flächenentzug belas-
tet. Wir bekräftigen an dieser Stelle die Forderung des 
Landratsamtes, sich für Ausgleichsmaßnahmen zu ent-
scheiden, die nicht den Landwirten zur Last fallen. 

Die Maßnahme wurde bereits umgesetzt. Die Böden besit-
zen eine Gesamtbewertung von 1,67 BWE. Zudem wird 
die Fläche von geschützten Biotopen umgeben. Darüber 
hinaus wurde sie vor der Umwandlung in eine Magerwiese 
bereits zur Grünfutternutzung bewirtschaftet. Die Mager-
wiese kann weiterhin der Futtererzeugung dienen.  

   Weiterhin vertreten wir die Position, dass Ausgleichsmaß-
nahmen, auch die durch Ökopunkte zugekauften, auf der 
Gemarkung des Eingriffs stattfinden sollen. Durch Nicht-
beachtung dessen werden landwirtschaftliche Flächen 
der Gemeinden Ehningen und Darmsheim durch die Bau-
maßnahme in Rutesheim in Anspruch genommen. 

 
 
Kenntnisnahme. Ein Ausgleich auf der Gemarkung wurde 
intensiv geprüft, jedoch stehen keine Flächen zur Verfü-
gung.  

10.  NABU Leonberg und 
BUND Leonberg 

04.09.2023 Wir, der NABU Leonberg und der BUND Leonberg, be-
danken uns für die Möglichkeit, eine Stellungnahme zum 
oben genannten BP abgeben zu können. Die Stellung-
nahme des NABU Leonberg erfolgt auch im Namen und 
in Vollmacht des NABU Landesverbandes Baden-Würt-
temberg e.V. Die Stellungnahme es BUND Leonberg er-
folgt auch im Namen des BUND Landesverbands Baden-
Württemberg e.V. 

 

   Eine Erweiterung des Gewerbegebietes „Schertlenswald-
Süd (IX)“ lehnen wir in der geplanten Form grundsätzlich 
ab. 

 
 
Kenntnisnahme.  

   In unserer Stellungnahme zur 3. Änderung des Flächen-
nutzungsplans 2008-2025 Rutesheim im Parallelverfah-
ren zum Bebauungsplan Gewerbegebiet 
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“Schertlenswald-Süd (IX)" Stadt Rutesheim vom 
30.08.2021 hatten wir bereits die wesentlichen Punkte 
begründet und sie sind auch nach wie vor gültig. 

 
Die Punkte wurden innerhalb des Flächennutzungsplanän-
derungsverfahren berücksichtigt.  

   Auch die in der Abwägung vom 16.06.2023 und dem Um-
weltbericht vom 16.06.2023 gemachten Aussagen bewer-
ten wir teilweise unterschiedlich. 

 

   Nachfolgend möchten wir deshalb nochmals auf die wich-
tigsten Punkte hinweisen und ergänzen. 

 
Kenntnisnahme.  

   Begründung: 
1. Die Planung betrifft eine ökologisch wertvolle Streu-
obstwiese mit altem Baumbestand. Die durchgeführte 
Habitatpotenzialanalyse zeigt diese Wertigkeit eindeutig 
auf. Sie hat eine wichtige Funktion als Trittstein im Über-
gangsbereich von bebautem Gebiet in die freie Land-
schaft. 

 
Das Plangebiet ist von drei Seiten her bebaut. Angrenzend 
befinden sich ausschließlich Verkehrsflächen und Gewer-
beflächen. Im Bestand wurden ausschließlich Vogel- und 
Fledermausarten gefunden. Ausgleichs- und CEF-Maß-
nahmen werden umgesetzt. Es verbleiben keine Beein-
trächtigungen.  

   2. Die am 31.07.2020 in Kraft getretene Gesetzesnovelle 
zur Stärkung der Biodiversität, Änderung des Natur-
schutzgesetzes und des Landwirtschafts- und Landeskul-
turgesetzes, setzt sich eindeutig für den Erhalt von Streu-
obstbeständen ein. Sie gibt vor: für Streuobstbestände ab 
einer Größe von 1.500 m² gilt ein Erhaltungsgebot. Wenn 
dafür von der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) eine 
Ausnahmegenehmigung erteilt werden sollte, so ist der 
artengleiche Ausgleich unserem Verständnis der Geset-
zeslage nach im näheren Umfeld der Baumaßnahme zu 
erbringen damit die Funktionalität des Lebensraum Streu-
obstwiese und des Streuobstgürtels um Rutesheim zu-
mindest für die Zukunft wieder erreicht werden kann. Die 
Zustimmung und Begründung der UNB zum geplanten 
Ausgleich über Ökokonto ist öffentlich zu machen. 

Gemäß der Vollzugshilfe vom 03.03.2021 des Ministeri-
ums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Würt-
temberg stellt der § 33a NatSchG BW eine Konkretisierung 
der Eingriffsregelung dar. Damit wird zunächst ein artglei-
cher Ausgleich möglichst im räumlichen Zusammen-hang 
angestrebt. Sollte der Ausgleich nicht in Form von Streu-
obstwiesen möglich sein, ist im nächsten Schritt zu prüfen 
ob der Eingriff durch eine Ersatzmaßnahme umgesetzt 
werden kann. Ist dies ebenfalls nicht möglich können an-
schließend schutzgutübergreifende Kompensationsmaß-
nahmen herangezogen werden, sowie Ökopunkte zum 
Ausgleich eingekauft werden. 
Ein Genehmigungsantrag liegt bereits bei der unteren Na-
turschutzbehörde.  

   3. Solange die UNB keine Zustimmung zur Umwandlung 
der Streuobstwiese gegeben hat, dürfen keine bauli-
chen/landschaftlichen Veränderungen oder Rodungen 
vorgenommen werden. 

 
 
 
Kenntnisnahme.  

   4. Der Grundsatz gemäß BauGB §1a (2), mit Grund und 
Boden soll sparsam und schonend umgegangen und Flä-
che nur in notwendigem Maß in Anspruch genommen 
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werden, wird nicht beachtet. Dies zeigt sich besonders 
bei den Parkplätzen für Mitarbeiter und Besucher. Eine 
grobe Abschätzung aus Luftbildern ergibt, dass ca. 40 % 
des heutigen Betriebsgeländes nur für Parkraum verwen-
det wird. Würde dafür eine intelligente Lösung zum Tra-
gen kommen, könnte die Erweiterung der Betriebsanlage 
innerhalb des heutigen Geländes erfolgen, ohne Inan-
spruchnahme der Streuobstwiese! 

Im möglichen finalen Zielbild der Standortentwicklung, wird 
das heutige mögliche Mitarbeiterparken aus dem inneren 
Bereich auf die äußere Parkplatzflächen verlagert und um 
weitere Stellplatzbedarfe in die Höhe ergänzt. Durch die in-
neren Flächen am Standort sowie dem Flächenzuwachs 
vom Bebauungsplan „Schertlenswald - Süd (IX)“ ergibt 
sich eine maximal nutzbare Fläche für zukünftige Entwick-
lung des Standorts. 

   5. Auch wenn, wie im Umweltbericht dargestellt, die Kalt- 
und Frischluftentstehung der Siedlung nicht direkt zugute-
kommt, ist die Verschlechterung im Hinblick auf die allge-
meine Klimaerwärmung nachteilig und sollte vermieden 
werden. 

 
 
 
Kenntnisnahme, zur Minderung des Eingriffs werden 
Pflanzgebote festgesetzt.  

   6. In der Biotopverbundsplanung des Landes Baden-
Württemberg ist die betroffene Fläche als Kernfläche für 
Biotope mittlerer Standorte ausgewiesen. Sie bildet im 
Südosten den Abschluss des Wiesen- und Streuobstgür-
tels um Rutesheim und besitzt damit als eventuell wegfal-
lende Randfläche zudem eine besondere Bedeutung. Im 
Umweltbericht ist nicht dargestellt, wie sich die erhebliche 
Beeinträchtigung durch die Bebauung auf die restliche Bi-
otopverbundsplanung auswirkt. 

 
 
 
Durch die Artenschutzmaßnahmen kann der Eingriff als 
Lebensraum für Tiere Ausgeglichen werden. Der Verlust 
an Biotopverbundflächen kann nicht Innerhalb der Mar-
kung Rutesheim ausgeglichen werden. Der Ausgleich wird 
innerhalb des Landkreis Böblingen Eingekauft.  

   7. Soweit möglich ist der bestehende Baumbestand in die 
Planung zu integrieren. 

Wurde bereits beachtet. Ein Baum wurde als Pflanzbin-
dung übernommen.  

   8. Im Umweltbericht wird die Verwendung erneuerbarer 
Energien (Photovoltaik- und Solaranlagen) empfohlen. Es 
ist außerdem zu prüfen, ob und in wie weit die Energie 
der in unmittelbarer Nähe befindlichen Biogasanlage ge-
nutzt werden kann. 

 
 
Kann nicht innerhalb des Bebauungsplans festgesetzt wer-
den. Eine Prüfung kann im weiteren Verfahren erfolgen.  

   Wir bitten um Berücksichtigung unserer Hinweise.  

11.  Deutsche Telekom Tech-
nik GmbH 

25.07.2023 Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien 
der Telekom, die aus beigefügtem Plan ersichtlich sind. 

 
Kenntnisnahme.  

   Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien 
müssen weiterhin gewährleistet bleiben. 

 
Wird innerhalb der Erschließungsplanung beachtet.  
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12.  Netze BW GmbH 11.08.2023 Am Rande des Bebauungsplans Schertlenswald – Süd 
(IX) verläuft eine Gashochdruckleitung HGD 200 St und 
ein Steuerkabel unseres Unternehmens. 
Wir gehen davon aus, dass unsere Leitungen auch künf-
tig in Lage und Höhe unverändert bestehen bleiben kön-
nen. 

 
 
 
 
Die Gashochdruckleitung wurde bereits im Bebauungsplan 
berücksichtigt.  

   Zur Sicherung des Bestandes und des Betriebes, sowie 
gegen Einwirkungen von außen verlaufen Gashochdruck-
leitungen in einem Schutzstreifen. Der Schutzstreifen für 
die Gashochdruckleitungen beträgt 2x3 m ab Leitungs-
achse. 
Innerhalb dieses Schutzstreifens dürfen für die Dauer des 
Bestehens der Gashochdruckleitung keine baulichen An-
lagen errichtet werden. Die Leitungstrassen müssen für 
Betriebs- und Instandsetzungsarbeiten jederzeit zugäng-
lich und ausreichend bemessen sein und von Bäumen 
frei gehalten werden. Die Leitungen dürfen nicht durch 
Geländeveränderung (z. B. des Höhenniveaus) gefährdet 
werden. Ferner dürfen keine sonstigen Einwirkungen vor-
genommen werden, welche die Anlagen beeinträchtigen 
oder gefährden.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
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Sollten Umlegungen oder Leitungssicherungen erforder-
lich werden, teilen Sie uns dies bitte rechtzeitig mit. 

 
Wird beachtet.  

   Ansonsten haben wir zu dem Bebauungsplan seitens der 
Netze BW GmbH, Bereich Gashochdruck, keine weiteren 
Anregungen oder Bedenken. 
Bitte beteiligen Sie uns weiter am Verfahren. 

 
 
Kenntnisnahme.  
Wird beachtet.  

  18.08.2023 Vielen Dank für die Zusendung des Bebauungsplanes. 
Unsere Stellungnahme vom 19.08.2021 hat nach wie vor 
Bestand. 
Bei Rückfragen können Sie sich gerne an mich wenden. 

 
 
Kenntnisnahme.  

 Stellungnahme aus der 
frühzeitigen Beteiligung 

19.08.2021 Vielen Dank für die Zusendung des oben genannten Be-
bauungsplans. Anbei erhalten Sie eine gemeinsame Stel-
lungnahme für die Sparten Strom und Gas: 

 

   Stellungnahme Strom: 
Weder Anregungen noch Bedenken. 

 
Kenntnisnahme.  

   Stellungnahme Erdgas (Mitteldruck): 
Bei Interesse des Bauherrn an einer Versorgung mit Erd-
gas müssen wir das vorhandene Gasversorgungsnetz er-
weitern. Genaue Festlegungen über die Erweiterung wer-
den wir im Rahmen einer Anfrage des Bauherrn unter Be-
achtung der wirtschaftlichen Kriterien treffen. 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Stellungnahme Erdgas (Hochdruck): 
Wir weisen darauf hin, dass am Rande des Bebauungs-
plans, beziehungsweise in der 3. Änderung des Flächen-
nutzungsplans, im angrenzenden Feldweg eine Gashoch-
ruckleitung (HGD) 200 St DP 16 und ein Steuerkabel un-
seres Unternehmens verläuft.  
Bitte beachten Sie, dass zur Sicherung des Bestandes 
und des Betriebes, sowie gegen Einwirkungen von au-
ßen, Gashochdruckleitungen in einem Schutzstreifen 
(2x3m rechts und links der Leitungsachse) verlaufen.  
Innerhalb dieses Schutzstreifens dürfen für die Dauer des 
Bestehens der Gashochdruckleitung keine baulichen An-
lagen errichtet werden.  
Ferner dürfen keine sonstigen Einwirkungen vorgenom-
men werden, welche die Anlagen beeinträchtigen oder 
gefährden (z. B. Geländeveränderung). Bei geplanten 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, ein Leitungsrecht wird übernommen.  
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Baumstandorten bitten wir die Abstände gemäß DIN 
18920 und DVGW GW125 Abs. 6.1 einzuhalten.  
Werden die Mindestabstände von 2,50m zwischen Baum 
und Leitung nicht eingehalten, sind besondere Schutz-
maßnahmen erforderlich. 

 
 
 
Kenntnisnahme.  

13.  Bundeswehr 
Bundesamt für Infra-
struktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen der 
Bundeswehr 

 Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren und um 
Beteiligung an der Koordination eines Erschließungskon-
zepts. 
Ihr Ansprechpartner in dieser Angelegenheit ist Herr Mi-
chael Schattmaier, E-Mail m.schattmaier@netze-bw.de, 
Telefon 07150/9137-56144. 

 
 
Kenntnisnahme, wird beachtet.  

 Stellungnahme aus der 
Frühzeitigen Beteiligung 

01.08.2021 Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher 
beschriebene Planung werden Belange der Bundeswehr 
nicht berührt. 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechts-
lage bestehen zu der Planung seitens der Bundeswehr 
als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

14.  Polizeipräsidium Lud-
wigsburg  

25.07.2023 Aus polizeilicher Sicht liegen keine Einwände gegen die 
Baumaßnahmen vor. Es wird allgemein auf nachfolgen-
des hingewiesen:  
An Ausfahrten von Grundstücken sollten keine seitlichen 
Sichtbehinderungen durch Bepflanzung, Mauern, Zäune 
vorhanden sein. 

 
Kenntnisnahme.  
 
Es befinden sich Im Plangebiet keine Ausfahrten direkt auf 
die Straße.  

15.  Vodafone West GmbH 06.09.2023 Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) 
gegen die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Ein-
wände geltend macht. Im Planbereich befinden sich keine 
Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. 
Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist 
unsererseits derzeit nicht geplant. 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
Bitte geben Sie dabei immer unsere obenstehende Vor-
gangsnummer an. 

 

   Bitte beachten Sie: 
Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mit-
verlegung, Baufeldfreimachung, etc. oder eine Koordinie-
rung/Abstimmung zum weiteren Vorgehen, dass die ver-
schiedenen Vodafone-Gesellschaften trotz der Fusion 
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hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten wei-
terhin die bisherigen Kommunikationswege. Wir bitten 
dies für die nächsten Monate zu bedenken und zu ent-
schuldigen. 

16.  terranets bw GmbH 20.07.2023 Im Geltungsbereich des oben genannten Bebauungspla-
nes (gilt nur für rot markierten Bereich) liegen keine Anla-
gen der terranets bw GmbH sowie des Zweckverbandes 
Gasversorgung Oberschwaben (GVO), so dass wir von 
dieser Maßnahme nicht direkt betroffen werden. 

 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Wie Sie den beigefügten Planunterlagen entnehmen kön-
nen, verlaufen östlich u. nördlich Ihrer Baumaßnahme die 
Schwabenleitung DN 600 MOP 56 bar sowie parallel 
dazu verlegte Telekommunikationskabel der terranets bw 
GmbH. 

 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Sollte sich Ihr Bauvorhaben in diesen Bereichen fortbe-
wegen, bitten wir Sie um eine erneute Beteiligung. 

 
Wird beachtet.  

   Der Schutzstreifen von 6,0 m (3,0 m beidseitig der Lei-
tungsachse) ist zwingend einzuhalten. 

 

   Um eine schnellstmögliche Antwort zu erhalten, nutzen 
Sie bitte zukünftig den Link zur kostenlosen BIL Online-
Leitungsauskunft: www.bil-leitungsauskunft.de 

 
 
Kenntnisnahme.  
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Stellungnahmen der Öffentlichkeit sind keine eingegangen.  


